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Das Bundesverfassungsgericht hat entschieden. Nach langem Warten wissen wir

jetzt, warum das Erbschaftsteuergesetz verfassungswidrig ist. Wir wissen aber nicht, wie die neue
Regelung aussehen wird. Sicher ist nur, dass bis zu einer Neuregelung niemand sicher sein kann, wie
hoch die Steuerbelastung bei einer Übertragung sein wird. Denn die neue Regelung wird, dafür muss
man kein Prophet sein, Rückwirkung haben. Und der Gesetzgeber hat bis zum 30. Juni 2016 Zeit, eine
neue Regelung zu finden. Die wird er angesichts des Aufgabenheftes des Bundesverfassungsgerichts
wohl auch brauchen. Dennoch entsteht für die Steuerpflichtigen durch einen derart langen Zeitraum
eine außerordentlich missliche Situation. Zu denken ist darüber hinaus an die Todesfälle. Bei einem
Übergang von Betriebsvermögen von Todes wegen besteht keine Möglichkeit der Gestaltung, die
Übertragung etwa erst dann vorzunehmen, wenn klar ist, wie die neue Regelung des Gesetzgebers
aussieht.

Schon jetzt aber ist absehbar, dass die neue Regelung eine Vielzahl von Fragen offenlassen wird. Und
angesichts der Länge der Frist, die der Gesetzgeber zur Umsetzung der Neuregelung hat, wird es eine
Vielzahl von Fällen geben, bei denen von Todes wegen Betriebsvermögen übertragen wird, ohne dass
die Chance bestanden hätte, die Neuregelung abzuwarten und zu disponieren.

Ein weiteres großes Problem sehen wir in der Tatsache, dass die Lohnsumme jetzt auch für Betriebe
mit einer recht geringen Mitarbeiterzahl gelten soll. Das macht nach unserer Einschätzung die
Neuregelung völlig unkalkulierbar. Denn gerade in kleineren Betrieben sind Schwankungen in der
Mitarbeiterzahl in großem Maße von der Konjunktur abhängig. Sie können erheblich sein. Am Ende
könnte dann genau das Szenario eintreten, dass eigentlich niemand will: Ein Unternehmen geht auf
die nächste Generation über, scheitert aber, und der Inhaber muss dann noch Erbschaftsteuer zahlen,
obwohl das Unternehmen bereits insolvent ist.

Interessant sind auch die Sondervoten der drei Richter, die noch einmal ausdrücklich auf das
Sozialstaatsprinzip als tragende Säule unseres Staates hingewiesen haben. Sie weisen darauf hin,
dass der Umverteilungsgedanke ein Rechtfertigungsgrund für die Erbschaftsteuer ist.

Wir dürfen die Neuregelung mit Spannung erwarten. Eins aber es jetzt schon sicher: Die
Steuerbelastungen werden nicht geringer, und das Steuerrecht wird auch nicht einfacher werden
ws
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